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Die Bankenaufsicht1) hat sich historisch 
aus dem Gewerberecht entwickelt. Wie in 
der Gewerbeordnung, zu der das 1934 als 
Reaktion auf den Zusammenbruch der 
deutschen Kreditwirtschaft 1931 ergange-
ne KWG und das hierauf aufbauende KWG 
von 1961 eine Spezialregelung darstellt, 
steht das einzelne Unternehmen im Zent-
rum der gesetzlichen Regelungen. Dem 
Einzelinstitut werden Rechte gewährt und 
Pflichten auferlegt. 

Aufsicht über Institutsgruppen

Erstmalig mit der 3. KWG-Novelle von 
19842) wurden Vorschriften zur Aufsicht 
über Kreditinstitutsgruppen formuliert. 
Mittels Tochtergesellschaften konnten zu-
vor an das haftende Eigenkapital an-
knüpfende Geschäftsbeschränkungen durch 
mehrfache Ausnutzung unterlaufen wer-
den. Durch ein von der gesellschaftsrecht-
lichen Konsolidierung unabhängiges bank-
aufsichtliches Zusammenfassungsverfahren 
wurde der Aufbau dieser Kreditpyramiden 
weitgehend unterbunden.3) Die 5. KWG-No-
velle4) erweiterte 1994 den bankaufsicht-
lichen Konsolidierungskreis5) und führte 
die Finanzholding-Gruppe ein. Mit der 
6. KWG-Novelle6) wurden im Jahre 1997 
Finanzdienstleistungsinstitute einbezogen; 
terminologisch erweiterte sich die Aufsicht 
über Kreditinstitutsgruppen zur Aufsicht 
über Institutsgruppen.7) Das Finanzkon-
glomeraterichtlinie-Umsetzungsgesetz8) 
führte 2004 die Konsolidierungspflicht 
auch für „Horizontale Institutsgruppen“ 
ein. 

Wirklich praktisch wird Konsolidierung 
nicht, in dem einen Bundesland gibt es 
zwei, in dem anderem überhaupt keine Ins-
titutsgruppe. Die Sparkassen-Finanzgrup-
pe9) selbst erfüllt nicht die gesetzlichen Vo-
raussetzungen einer nach den §§ 10, 10 a 
KWG zu konsolidierenden Institutsgruppe. 

Nach Art. 33 (1) (h) und (i) CRR-E sind spä-
testens ab 1. Januar 2018 unmittelbare 
und mittelbare Beteiligungen vom Kernka-
pital abzuziehen. Die Regelung ist strenger 
als die bisherige, die nur den Abzug unmit-
telbarer Beteiligungen verlangt. Die geän-
derte Abzugsregelung trifft die Sparkassen 
insbesondere deshalb, weil Verbundbeteili-
gungen häufig mittelbar über die Regio-
nalverbände gehalten werden und daher 
bisher nicht abzugspflichtig waren.
 
Institute, die zu einer Instituts (oder Fi-
nanzholding-)gruppe gehören, können den 
Abzug wie bisher durch Einbeziehung der 

Beteiligungsunternehmen in die aufsicht-
liche Konsolidierung vermeiden. Instituten, 
die einem Haftungsverbund angehören, 
eröffnet Art. 46 (3) CRR-E diese Möglich-
keit bei einer konsolidierten Rechnung für 
die ihm angehörenden Institute. Der Ag-
gregationskreis der vom Haftungsverbund 
der S-Finanzgruppe erstellten aggregierten 
Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung 
umfasst die Abschlüsse aller Sparkassen, 
Landesbanken und Landesbausparkassen. 
Die Befürchtung, dass sich Institute ge-
genseitig Eigenmittel, insbesondere nach-
rangige Verbindlichkeiten, zur Verfügung 
stellen, konnte entkräftet werden. 

Das BMF hat daher der dänischen Ratsprä-
sidentschaft einen Vorschlag zur Ergän-
zung von Erwägungsgrund 19 der CRR-E 
vorgelegt. Hierin wird klargestellt, dass von 
Haftungsverbünden, die nicht als Konzern 
organisiert sind, das Konsolidierungserfor-
dernis als erfüllt gilt, wenn eine erweiterte 
aggregierte Berechnung/virtuelle Konsoli-
dierung vorgelegt wird, die einer handels-
rechtlichen Konsolidierung insbesondere 
mit Blick auf Zwischengewinn-Eliminie-
rung gleichwertig ist.

Das Verbundrisiko

Die S-Finanzgruppe besteht aus 423 Spar-
kassen, acht Landesbank-Konzernen, zehn 
Landesbausparkassen, elf regionalen öf-
fentlich-rechtlichen Erstversicherergruppen 
sowie der Deka-Bank und weiteren Finanz-
dienstleistungsunternehmen mit insge-
samt 600 Unternehmen.10) Der Deutsche 
Sparkassen- und Giroverband11) organisiert 
im Verbund mit den Regionalverbänden 
die gemeinsame Willensbildung und ist für 
die strategische Ausrichtung verantwort-
lich. Mit einem aggregierten Geschäftsvo-
lumen von 3 250 Milliarden Euro, 360 300 
Mitarbeitern sowie einem Marktanteil von 
fast 40 Prozent stellt der öffentlich-recht-
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Urprünglich richtete sich das KWG an Ein-
zelinstitute. Und erst im Zuge seiner Wei-
terentwicklung, so erläutert der Autor die 
wichtigen Stationen seit Anfang der acht-
ziger Jahre, hat sich im Zuge der Weiter-
entwicklung so etwas wie eine Aufsicht 
über Institutsgruppen entwickelt. Je mehr 
sich die Zusammenarbeit im Verbund er-
höht, je mehr die technischen Anwen-
dungen und die Sicht auf die Risiken sich 
angleichen, so macht er klar, umso mehr 
macht es Sinn, die beiden großen Verbund-
gruppen nach Risikoerhöhungen aufgrund 
gleichgerichteten Verhaltens im Blick zu 
behalten. Das Erkennen eines Verbundrisi-
kos ist dabei für ihn einfach. Die Formulie-
rungen der notwendigen Anforderungen 
sieht er noch in den Anfängen, formuliert 
aber eine Reihe von möglichen Ansatz-
punkten hinsichtlich der Verbesserung der 
möglichen Informationsgrundlagen für die 
Aufsicht sowie für gesetzliche Änderun-
gen. (Red.) 
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liche Bankensektor für den deutschen Fi-
nanzplatz durchaus ein systemrelevantes 
Risiko dar. Man kann sich daher die Frage 
stellen, ob die S-Finanzgruppe als Risiko-
einheit zu betrachten ist und neben den 
Einzelinstituten zusätzlich der Verbund be-
aufsichtigt werden sollte. 

Bisher wurde davon ausgegangen, dass 
Verbünde für die Einzelinstitute eher risi-
komindernd wirken, da bei Ausfallgefähr-
dung eines Instituts dieses automatisch 
durch die anderen Verbundpartner gestützt 
werden würde. Spätestens seit der Finanz-
krise ist es augenscheinlich, dass sich die 
Zugehörigkeit zu einem Verbund auch als 
risikoerhöhend herausstellen kann. Ohne 
staatliche Stützung der Landesbanken wäre 
der Verbund wohl überfordert gewesen. 
Mehrere kleinere bis mittelgroße Stüt-
zungsfälle im Sparkassenbereich würden 
eine erhebliche Herausforderung darstellen. 
Einzelinstitute und Verbund bilden eine 
Schicksalsgemeinschaft. Daher ist bei der 
Beurteilung der Risikotragfähigkeit des 
Einzelinstituts auch die Risikotragfähigkeit 
des Verbundes ein wichtiges Datum.

Die zahlreichen Verflechtungen im Ver-
bund können zusätzliche Risiken bergen, 
die im einzelinstitutsbezogenen Ansatz 
unzureichend berücksichtigt werden. Hier-
zu gehören zentrale Dienstleistungen der 
Landesbanken und der Deka-Bank für die 
Sparkassen.12) Ein Ausfall träfe alle ange-
schlossenen Institute.

Steuerung 

Sparkassen setzen zur Steuerung eine Viel-
zahl gleichartiger DV-Systeme ein: Die 
Mehrheit misst, steuert und überwacht 
Zinsänderungsrisiken mit S-Treasury. Von 
vielen wird CPV13) zur Messung und Dar-
stellung von Adressenrisiken in einem Kre-
ditportfolio eingesetzt. Die Kreditvergabe 
ist ein Kerngeschäft; das RAP14)-Tool er-
rechnet den individuellen Kreditzinssatz. 
Das SVE15)-Tool ist ein zentraler Baustein 
zur Steuerung des Adressenausfallrisikos. 
Mit ihm lassen sich Verlustquoten frühzei-
tig einschätzen. Auch für die Messung der 
Risiken im Portfolio CPV werden die Ergeb-
nisse des SVE-Tools benötigt. Mit dem 
Sparkassen-Standard-Rating wird das Risi-
ko im Unternehmenskundenbereich be-
wertet. Das Immobiliengeschäfts-Rating 
dient zur Ermittlung der Ausfallwahr-
scheinlichkeit gewerblicher Immobilien-
kunden. 

Das Sparkassen-Kunden-Scoring ermög-
licht die Einschätzung der Bonität von 
 Privatkunden; es bildet eine Grundlage für 
Kre ditentscheidungen, Vertriebssteuerung, 
Port foliosteuerung und risikogerechte 
Preisstellung. Die Verwendung einheit-
licher Produkte, Systeme, Prozesse und 
Verfahren führt zu Risikoerhöhungen auf-
grund gleichgerichteten Verhaltens. Den 
Systemen liegen Annahmen zugrunde. So-
fern es zu Systemstörungen, modellmä-
ßigen Falschannahmen beziehungsweise 
Fehlprogrammierungen kommt, steuern 
alle Sparkassen „in die falsche Richtung“. 
Gleiches gilt bei problematischen Formu-
lierungen für zentral erarbeitete Muster-
verträge.

Die Fusion der Rechenzentren zum ge-
meinsamen DV-Dienstleister Finanz Infor-
matik GmbH & Co. KG16) führt zu einer 
 Risikokonzentration, die im Worst Case 
den gesamten Verbund „lahm legen“ kann. 
Das zentrale Rechenzentrum stellt eines 
der bedeutendsten operationellen Risiken 
der S-Finanzgruppe dar. Bisher können nur 
die ausgelagerten Bereiche der Institute 
bei den Insourcern, nicht aber die Insour-
cer selbst beaufsichtigt werden. 

Die FI hat sich Anfang 2010 verpflichtet, 
Jahresabschlussprüfungsberichte, Risikobe-
richte sowie die wesentlichen Berichte der 
von den Prüfungsstellen der regionalen 
Sparkassenverbände bei der FI durchge-
führten Revisionsprüfungen vorzulegen. 
Seit diesem Jahr werden jährliche Informa-
tionsgespräche unter Teilnahme des Auf-
sichtsratsvorsitzenden und des Vorsitzen-
den der Geschäftsführung durchgeführt.

Der Haftungsverbund umfasst 13 Siche-
rungseinrichtungen: elf regionale Sparkas-
sen-Stützungsfonds, die Sicherungsreserve 
der Landesbanken und Girozentralen sowie 
den Sicherungsfonds der Landesbauspar-
kassen. Wenn bei der Stützung einer Spar-
kasse die Mittel des betroffenen Regional-
fonds, gegebenenfalls nach Nachschüssen 
der Mitglieder, nicht ausreichen, kommt es 
zum „Überlauf“, bei dem sich die anderen 
Regionalfonds der Sparkassenverbände 
quotal nach ihrer Größe am Stützungsfall 
beteiligen müssen. Zuletzt würde der 
Fonds der Landesbanken und Landesbau-
sparkassen in Anspruch genommen. Der 
Unterstützungsmechanismus ist kein Au-
tomatismus, sondern abhängig von quali-
fizierten Mehrheiten. Eingriffsrechte zur 
vorbeugenden Eliminierung oder Reduzie-

rung riskanter Aktivitäten oder Engage-
ments sind begrenzt. 

Die Erfahrung zeigt, dass dieser Prozess 
schleppend verlaufen kann: Ein Verband 
fordert Unterstützung durch die anderen 
Regionalfonds an. Daraufhin gibt es ein 
„Gezerre“ um die Art der Sanierung (Aus-
fallbürgschaften, Garantien oder Barmit-
tel) und die Höhe der Sanierungsbeiträge. 
Die anderen Stützungsfonds fordern zu-
nächst die volle Ausschöpfung der Be-
lastungsmöglichkeiten des betroffenen 
 Regionalfonds sowie eine angemessene 
Beteiligung der kommunalen Träger. Ent-
scheidungen werden unter Gremienvorbe-
halt formuliert. Zu viele Entscheidungsträ-
ger sind involviert. 

Informationsquellen der Aufsicht

Ein Rechtsanspruch auf Stützung existiert 
nicht. Trotzdem ergibt sich ein faktischer 
Zwang zum Beistand innerhalb der S-Fi-
nanzgruppe aus dem Wert der Marke, wel-
cher anderenfalls gefährdet wäre. Wie 
geht die Aufsicht mit dem Verbundrisiko 
um? Bisher kann sie auf folgende Informa-
tionsquellen zugreifen:

– aggregierte Bilanz und aggregierte Ge-
winn- und Verlustrechnung,

– unregelmäßig auf Anforderung: unter-
jährige Erfolgsspannenrechnungen des 
DSGV mit Prognosen/Hochrechnungen zum 
Geschäftsjahresende betreffend die Er-
tragslage, aggregiert für alle deutschen 
Sparkassen;

– nur unterschiedlich und unregelmäßig: 
unterjährige Erfolgsspannenrechnungen 
der regionalen Sparkassenverbände für 
ihre jeweiligen Sparkassen,

– Jahresabschlüsse der regionalen Siche-
rungsfonds;

– Berichte der Ratingagenturen;

– Gespräche mit DSGV, regionalen Spar-
kassenverbänden, Prüfungsstellen und Si-
cherungseinrichtungen;

– anlassbezogene Umfragen bei den Insti-
tuten.

Der bankaufsichtliche Informationsbedarf 
ist immens, insbesondere zur Vorbereitung 
finanzpolitischer Entscheidungen in kriti-
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schen Zeiten. Gespräche und Umfragen 
sind allerdings aufwendig; die sporadi-
schen Erfolgsspannenrechnungen decken 
nur einen Teilbereich des Bedarfs ab. 

Wünschenswert wäre eine Verstetigung und 
Erweiterung des Informationsflusses, etwa 
die regelmäßige Einreichung von den ge-
samten Verbund betreffenden Unterlagen:

– Erfolgsspannenrechnungen beziehungs-
weise Prognosen/Hochrechnungen zur Er-
trags- und Risikolage (aufgegliedert nach 
den wichtigsten Ergebniskomponenten, 
durchschnittlich pro Institut und gesamt, 
inklusive Bewertungsergebnisse/Einzel wert-
berichtigungen, Cost Income Ratio, SolvV-
Kennziffer und Kernkapitalquote),

– Bestände und Bewegungen Depot-A,

– Monitoringergebnisse der Regionalver-
bände,

– Darstellungen der Gesamtrisikotragfä-
higkeit für den Verbund,

– Zahlen und Informationen zu ver-
bundsinternen Transaktionen/Geschäften,

– Angaben über operationelle Risiken auf-
grund vereinheitlichter Systeme, Prozesse 
und Produkte,

– einen „Gesamtbanksteuerungsreport“ (un-
ter anderem S-Treasury, Credit Portfolio 
View) für den Verbund,

– einen konsolidierten Jahresabschluss 
nach IFRS, 

– zusammengefasste Bista-Meldungen/ Mo-
nats ausweise.17)

Änderungen vorstellbar?

Auch die Schließung aufsichtsfreier Räume 
wäre zu diskutieren. Gegenüber den insti-
tutssichernden Einrichtungen gibt es bis-
lang wenig Befugnisse. Manches wird 
durch Selbstverpflichtungen erreichbar 
sein, anderes durch Gesetzesänderungen. 
Zu denken wäre an:

– Erstreckung der Aufsicht auf Verbände 
und Rechenzentren (systemrelevante In-
sourcer),

– Zusammenschluss der einzelnen Siche-
rungssysteme, 

– Befugnis der Aufsicht, auf die Höhe der 
Umlage der Sicherungseinrichtungen Ein-
fluss nehmen zu können,

– umfassenden Überblick über die wirt-
schaftliche Situation der Mitgliedsinstitute 
an zentraler Stelle beim DSGV und nicht 
nur bei den regionalen Sparkassenverbän-
den,

– effizientere Einwirkungsmöglichkeiten 
der Sicherungssysteme auf die Mitglieds-
institute,

– Verpflichtung zur Sicherung im Bedarfs-
fall und zur rechtzeitigen Bereitstellung 
der Sicherungsmaßnahme.

Sparkassenorganisationsrecht ist Landes-
recht. Die verfassungsrechtlichen Möglich-
keiten des Bundes sind beschränkt. Rege-
lungen über Ländergrenzen erforderten 
gegebenenfalls Staatsverträge der Bundes-
länder. Einen Zwischenschritt böten auf 
das jeweilige Bundesland begrenzte Rege-
lungen. Ein Fazit ist erkennbar: Das Erken-
nen des Verbundrisikos ist relativ einfach; 
die Formulierung praktischer Schlussfolge-
rungen steckt noch in den Anfängen. Sie 
gestaltet sich deutlich schwieriger.

Die Ausführungen stellen die private Auffassung 
des Verfassers dar, keine amtliche Äußerung der 
BaFin. Sie erheben keinen Anspruch auf Vollstän-
digkeit. Der Autor bedankt sich bei Regierungsamt-
mann Matthias Huhn für umfangreiche Vorarbei-
ten. Eine Einbeziehung des BVR, für den sich ver-
gleichbare Fragen stellen, hätte den Umfang des 
Beitrags gesprengt.

Fußnoten
1) Nachfolgend: Aufsicht. Die Rechtsaufsicht der 
Länder (Staats- beziehungsweise Sparkassenauf-
sicht) kann hier nicht behandelt werden. 
2) BGBl. I S. 1693.
3) Panowitz/Jung, KWG, 1988, § 10 a Rn. 1.
4) BGBl. I S. 2735.
5) Um Finanzunternehmen und Unternehmen mit 
bankbezogenen Hilfsdiensten.
6) BGBl. I S. 2518.
7) Vgl. im einzelnen Reischauer/Kleinhans, KWG, 
§ 10 a, Rn. 5 ff.
8) BGBl. I, S. 3610.
9) Nachfolgend S-Finanzgruppe.
10) Der Finanzbericht 2012, Finanzgruppe DSGV, 
Stand: 15. Mai 2012.
11) Nachfolgend DSGV.
12) Zum Beispiel eine gemeinsame Plattform für 
Konsumentenkredite.
13) = Credit Portfolio View.
14) = Risk adjusted Pricing.
15) = Sicherheitenverwertungs- und Einbringungstool
16) Nachfolgend FI.
17) Künftiger Terminus gemäß § 25 KWG-E: Finanz-
informationen.

Das umfassende Wirtschaftswör-
terbuch ist mit seiner Grundkon-
zeption – Fachterminologie und 
Allgemeinsprache mit Satzbei-
spielen aus Bank- und Börsenall-
tag – exakt auf die Bedürfnisse 
der Finanzdienstleistungsbran-
che zugeschnitten. 

Band 1 enthält zahlreiche neue 
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sektors sowie nach Basel III, der 
Rechnungslegung nach IFRS und 
BilMOG, der Ratingprozesse, aus 
Handels- und Unternehmens-
recht, aus Privat- und Firmen-
kundengeschäft. 

Insgesamt fast 50 Prozent kom-
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